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Entwurf vom 05.09.2022

Erlauterungen

Abwasserverordnung der Stadt Aarau
(AbwV)

Der Stadtrat,
gestutzt auf 81 Abs. des Abwasserreglements der Stadt Aarau vom

beschliesst:

1. Zustandigkeiten (88 3 und 4 AbwR)

§1

Aufgaben des Stadtbauamtes
! Das Stadtbauamt ist zustandig fur die:

a) kommunale Abwasserplanung;

b) Fuhrung des Abwasserkatasters fir offentliche und private Anlagen;

c) Erstellung der erforderlichen 6ffentlichen Abwasseranlagen geméss GEP fur
Schmutzwasser und Sauberwasser;

d) Beitrags- und Gebiihrenerhebung;

e) Erteilung von Bewilligungen fir die Versickerung von Meteor- und Fremdwas-
ser;

f) Kontrolle der Einhaltung von Entscheiden des Stadtrates;
g) Vollzugskontrolle im Bereich Abwasserbeseitigung;

h) Abnahme der Grundstiicksanschlisse, der Hausanschlisse, der hausinternen
Abwasseranlagen sowie der Versickerungsanlagen;

Dem Stadtrat fallen gemass § 4 AbwR verschiedene Aufgaben im Zusammen-
hang mit der Siedlungsentwésserung zu. Mit 8 1 der Verordnung weist der Stadt-
rat einen Teil dieser Aufgaben dem Stadtbauamt zu. Derzeit ibernimmt die Sek-
tion Tiefbau jene Aufgaben, fur deren Erfullung die entsprechende technische
und bauliche Fachkompetenz benétigt wird (beispielsweise Kontrolle der Abwas-
servorbehandlungsanlagen). Dariiber hinaus werden dem Stadtbauamt gewisse
Aufgaben im Sinne einer kommunalen Gewasserschutzstelle Ubertragen (vgl. 8
30 Abs. 2 des Einfiihrungsgesetzes zur Bundesgesetzgebung tUber den Schutz
von Umwelt und Gewassern vom 4. September 2007, EG Umweltrecht, EG
UWR, SAR 781.200). Darunter fallt beispielsweise die Mithilfe bei Abklarungen
von Gewasserverschmutzungen usw.
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i) periodische Kontrolle der Versickerungsanlagen, der Kanalisation sowie der
Sonderbauwerke und Spezialbauwerke;

j) Mithilfe bei Abklarungen von Gewasserverschmutzungen, Fischvergiftungen
und anderen Tatbestanden der Missachtung der Gewasserschutzgesetzge-
bung;

k) Kontrolle der Abwasservorbehandlungsanlagen von Industrie und Gewerbe so-
wie Aufsicht Uber die Lagerung wassergefahrdender Flussigkeiten;

[) Betriebskontrollen;

m) periodische Uberpriifung der Festlegung der in die Kanalisation entwésserten
Flachen.

2 Zur Erfullung seiner Aufgaben kann das Stadtbauamt Dritte beiziehen.

Das Stadtbauamt kann zur Erfullung seiner Aufgaben Dritte beiziehen. Darunter
fallt beispielsweise die Beauftragung eines Ingenieurbiiros mit der Uberpriifung
der abflussrelevanten Flachen oder die Beauftragung einer Kanalfernsehen-
Firma zur Kontrolle des Zustands einer Abwasserleitung.

2. Bewilligung fur Abwasseranlagen (88 20 und 21 AbwR)

2.1 Gesuchsunterlagen (8 20AbwR)

§ 2

Allgemeine Gesuchsunterlagen
! Das Gesuch umfasst folgende Unterlagen:

a) bei Gesuchen ausserhalb des Baugebietes: Ausschnitt aus der Landeskarte
1:25'000 und dem GEP mit Standortvermerk;

b) bei Gesuchen innerhalb des Baugebietes: Ausschnitt aus dem GEP und dem
Zonenplan;

¢) Situationsplan 1:500 mit Angaben zu Bauherrschaft, Wohnort, Datum, Nord-
richtung, Massstab, Gewasserschutzbereiche sowie Schutzzonen fiir Quell-
und Grundwasserfassungen;

Gemass § 20 AbwR sind Abwasseranlagen baubewilligungspflichtig. Es wird ein
Baubewilligungsverfahren geméass 88§ 51 ff. der Bauverordnung (BauV) vom
25. Mai 2011 (SAR 713.121) durchgefihrt.

Fur die Abwasseranlagen kommen spezifische weitere Anforderungen dazu.
Diesbeziiglich wird an den bisherigen technischen Vorschriften geméass Abwass-
erreglement vom 1. Mérz 1982 festgehalten. Diese entsprechen nach wie vor
dem geltenden Stand der Technik und haben sich in der Praxis bewéhrt.
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d) Kanalisationsplan 1:100 und Langenprofil von der Fallleitung bis zur &ffentli-
chen Kanalisation unter Angabe von:

1. Leitungsfiihrung mit Durchmesser, Material und Gefélle;

2. Anfallstellen, Abwasserart und Menge;

3. Kontrollschachte, Bodenlaufe und Schlammsammler;

4. Pumpen, Rickstausicherungen und Entliftungen;

5. Drainageleitungen, Bache und Bachleitungen;

6. Klareinrichtungen oder Gullegruben mit Abmessungen und Inhalt;

e) bei Versickerungs- und Retentionsanlagen: Detailplane mit Angaben tber Art
und Menge des zu versickernden Wassers sowie Uber hydrogeologische Ver-

héltnisse;

f) Flachenberechnungen fir die in die Kanalisation entwasserten Flachen mit
Schemaplan und Angaben im amtlichen Formular:

1. Lage, Mass und Beschaffenheit der in die Kanalisation entwésserten Flachen,
2. anrechenbare Geschossflache,

3. Lage und Mass der Lager- und Produktionsflachen.

g) Angaben zu betriebseigenen Anlagen zur Abwasservorbehandlung.

2 Ist ein Gesuch unvollstandig oder wurden die Plane nicht fachgerecht erstellt,
wird das Gesuch ohne Priifung zur Verbesserung zuriickgewiesen.

Eine Neuerung stellt gemass Abs. 1 lit. f Ziff. 1 die einzureichende Flachenbe-
rechnung dar. Diese ist notig, damit die abflussrelevanten Flachen tberhaupt er-
mittelt werden kénnen. Das Stadtbauamt stellt dazu ein Formular sowie Beispiel-
berechnungen zur Verfligung. Diese Unterlagen sind fir Gesuchstellende mit
dem Baugesuch erhaltlich.

Wird ein Gesuch unvollstandig eingereicht, darf dieses zuriickgewiesen werden.
Daran andert sich nichts.
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§ 3

Gesuchsunterlagen fur industrielle oder gewerbliche Betriebe

1 Fallt bei industriellen oder gewerblichen Betrieben Abwasser aus Produktion o-
der Reinigung an, ist zusatzlich zu den allgemeinen Gesuchsunterlagen der
Nachweis zu erbringen, dass die Vorschriften Giber die Beschaffenheit des Ab-
wassers eingehalten werden.

2 Dieser Nachweis kann mit dem Hinweis auf belegte Erfahrungswerte im eige-
nen Betrieb, auf erprobte Modellfalle oder mittels Fachgutachten erfolgen.

3 Betrifft ein Gesuch die Erstellung von Abwasserbeseitigungs- oder Neutralisati-
onsanlagen, ladt das Stadtbauamt die kantonale Fachstelle zur Beurteilung ein.

Gemass § 20 Abs. 4 AbwR kann der Stadtrat die Anforderungen an Gesuchsun-
terlagen festlegen. Spezielle Anforderungen an die Gesuchsunterlagen industriel-
ler oder gewerblicher Betriebe rechtfertigen sich, soweit spezielles Abwasser an-
fallt. Dies kann der Fall sein, wenn der Betrieb mit Chemikalien versetztes Ab-
wasser als Abfallprodukt aufweist oder wenn aufgrund der Produktion besonders
stark verschmutztes Abwasser entsteht (Bspw. Giesserei, Farberei, Pharmaceu-
tika-Produktion usw.).

Der Grundeigentimerschaft stehen verschiedene Methoden zum Nachweis der
Einhaltung der Vorschriften Uber die Beschaffenheit des Abwassers zur Verfu-
gung. So kann in jedem Einzelfall jene Nachweismethode verlangt werden, die
aussagekraftig ist und mit verhaltnismassigem Aufwand verbunden ist. Das Ein-
holen dieser Nachweise ist Aufgabe der Grundeigentiimerschaft. Sie hat fur die
Kosten aufzukommen.

§ 4

Gesuchsunterlagen bei Anderung der Wasserinstallationen

1 Werden bei wesentlichen Umbauarbeiten Wasserinstallationen verandert oder
erganzt, muss die Grundeigentiimerschaft den Hausanschluss mit dem Kanal-
fernsehen kontrollieren lassen.

2 Der Kontrollbericht und das Videoband sind dem Stadtbauamt zur Uberpriifung
einzureichen.

3 Das Stadtbauamt entscheidet, ob der Hausanschluss saniert werden muss.

Die Pflicht zur Einreichung eines Kontrollberichtes ermdglicht es dem Stadtrat
resp. dem Stadtbauamt, die Aufsicht Uber die Abwasseranlagen auszuiiben. Die
Grundeigentimerschaft muss diese Kontrolle vornehmen lassen und das Ergeb-
nis dem Stadtbauamt einreichen (Bringschuld). Dies war bereits im Abwasserreg-
lement vom 1. Méarz 1982 so geregelt und hat sich in der Praxis bewahrt.

2.2 Technische Anforderungen an Abwasseranlagen (8 21 Abs. 2
AbwR)

§5

Normen und Richtlinien

L Far die Beurteilung der Gesuchsunterlagen respektive der Bewilligungsfahigkeit
sind folgende Normen und Richtlinien massgebend:

Gemass § 21 Abs. 2 bezeichnet der Stadtrat die massgebenden Richtlinien und
Normen.
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a) Schweizer Norm SN 592 000 (2012), Planung und Erstellung von Anlagen fir
die Liegenschaftsentwésserung;

b) Schweizer Norm SN 533 190 (2019), Kanalisationen;

¢) Richtlinie 4 (2007) des Verbands Schweizer Abwasser- und Gewasserschutz-
fachleute, Erhaltung von Kanalisationen.

Diese Normen und Richtlinien entsprechen dem aktuellen Stand der Technik.
Dariiber hinaus wird der vom Kanton zur Verfigung gestellte "Ordner Siedlungs-
entwéasserung" (publiziert auf: https://www.aq.ch/de/verwaltung/bvu/umwelt-na-
tur-landschaft/umwelt/abwasser/siedlungsentwédsserung) zur Beurteilung der Ge-
suchsunterlagen herangezogen. Die Normen und Richtlinien kénnen bei Bedarf
beim Stadtbauamt eingesehen werden.

§6

Abnahme und Inbetriebnahme

! Die Grundeigentiimerschaft meldet dem Stadtbauamt schriftlich die Vollendung
der Baute oder Anlage finf Wochen vor dem Eindecken. Der Meldung sind die
Plane des ausgefiihrten Werkes beizulegen.

2 Die Grundeigentiimerschaft pruft die Ausfiihrungsqualitat der Leitungen mittels
Kanalfernsehen und Dichtheitspriifungen. Sie stellt die Ergebnisse dem Stadt-
bauamt gleichzeitig mit der Meldung der Vollendung der Baute oder Anlage zur
Verfligung.

8 Fur alle Hausanschlussleitungen sind von der Grundeigentiimerschaft vor dem
Einbetonieren Dichtigkeitsprifungen vorzunehmen. Die Prifprotokolle sind dem
Stadtbauamt vor der Abnahme des Rohbaus einzureichen.

4 Das Stadtbauamt tUberprift die Bauten und Anlagen. Es kann Dritte mit der Pri-
fung beauftragen.

5 Weicht die Ausfiihrung der Baute oder Anlage von den bewilligten Planen ab,
erfolgt keine Abnahme. Das Stadtbauamt entscheidet tber die Abanderung vor-
schriftswidriger Ausfuhrungen.

Gemass § 22 Abs. 2 des Abwasserreglements legt der Stadtrat die Modalitéaten
der Abnahme fest. Damit kann der Stadtrat sicherstellen, dass er als Vollzugsbe-
horde von der Gesuchstellung bis zur Abnahme und damit dem Abschluss des
Dossiers die notwendigen Schritte und Unterlagen festlegt. Da es sich um organi-
satorische Massnahmen handelt, kdnnen die Modalitaten der Abnahme auf Ver-
ordnungsstufe geregelt werden.

Diese Bestimmung bezweckt, dass das Stadtbauamt rechtzeitig seine Prufungen
vornehmen kann. Auch hier trifft die Grundeigentimerschaft die Pflicht, die zur
Uberpriifung notwendigen Unterlagen und Nachweise auf eigene Kosten einzu-
reichen (Bringschuld). Als Dritte kommen beispielsweise Kanalfernseh-Firmen in
Frage.

Abanderungen vorschriftswidriger Ausfuhrungen sind angezeigt, wenn Méangel
bestehen, die anders nicht beseitigt werden kdénnen.



https://www.ag.ch/de/verwaltung/bvu/umwelt-natur-landschaft/umwelt/abwasser/siedlungsentwässerung
https://www.ag.ch/de/verwaltung/bvu/umwelt-natur-landschaft/umwelt/abwasser/siedlungsentwässerung

Entwurf vom 05.09.2022

Erlauterungen

2.3 Vorschriften Gber die Beschaffenheit des Abwassers (§ 21 Abs.3
AbwR)

§7

Grundsatz

1 Das den offentlichen Abwasseranlagen zuzuleitende Abwasser muss so be-
schaffen sein, dass es weder die Anlageteile der Kanalisation und der Abwasser-
reinigungsanlage schadigt, noch deren Betrieb, Unterhalt und Reinigung beein-
trachtigt oder das tierische und pflanzliche Leben in Vorflutgewassern geféhrdet.

2 Die Betriebsinhaberschaft lasst Abwasser aus Fabriken und gewerblichen Be-
trieben auf eigene Kosten soweit vorbehandeln wie nétig, damit es fur die 6ffentli-
chen Abwasseranlagen unschadlich ist.

Gemass § 22 Abs. 3 lit. b des Abwasserreglements regelt der Stadtrat die Be-
schaffenheit von Abwasser. Grundsétzlich soll Abwasser erst dann in die Kanali-
sation eingeleitet werden, wenn es unschadlich ist. Kann dies aufgrund des Be-
triebsart nicht gewahrleistet werden, verlangt der Stadtrat eine Vorbehandlung
des Abwassers. Diese Vorgehensweise hat sich bewéhrt. Diese Regelung ent-
spricht dem Abwasserreglement vom 1. Méarz 1982.

§ 8

Unzuléssige Stoffe im Abwasser

1 Folgende Stoffe mittelbar oder unmittelbar mit dem Abwasser den &ffentlichen
Abwasseranlagen zuzufuhren, ist verboten:

a) Gase, Dampfe;

b) giftige, infektitse, radioaktive, feuerfahige oder explosionsfahige Stoffe;

¢) Jauche aus Stallen, Komposthaufen, Miststécken oder —platten;

d) Abflisse von Futterkonservierungsanlagen;

e) Stoffe, die die Kanalisation verstopfen kénnten wie insbesondere Sand, Schultt,
Kehricht, Asche, Schlacken, Kiichenabfalle, Metzgereiabgéange, Lumpen,
Kunstdiinger, Pflanzenschutzmittel, Bitumen, Teer, Ablagerungen aus
Schlammsammlern oder Klargruben;

f) stark 6l- oder fetthaltiges Abwasser;

g) saure- oder alkalihaltige Flussigkeiten in schadlicher Konzentration;

h) Grossere Mengen von Flussigkeiten mit einer Temperatur Uber 40°C.

Diese Regelung zeigt auf, welche Stoffe nicht (mehr) im Abwasser sein durfen,
wenn es in die Kanalisation eingeleitet wird. Sie entspricht dem Abwasserregle-
ment vom 1. Marz 1982.

Es darf daraus nicht geschlossen werden, nur diese Stoffe seien schadigend fir
die o6ffentlichen Abwasseranlagen. Es handelt sich bei der Aufzéhlung nur um die
verbotenen Stoffe. Mit Blick auf das Verbot ist die Aufzahlung abschliessend.
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2.4 Technische Anforderungen an Leitungen und Kanalisation (8 21
Abs. 3 AbwR)

§9

Bauvorschriften fur Leitungen

1 Anschluss- oder Grundleitungen, die in der Nahe von Frischwasserleitungen lie-
gen, sind tiefer als diese zu verlegen.

2 Kann die Anschluss- oder Grundleitung nicht tiefer verlegt werden, miissen an-
dere Schutzmassnahmen im Einvernehmen mit dem stadtischen Wasserversor-
gungsbetrieb getroffen werden.

8 Samtliche Schmutzwasserleitungen und —schéachte sind zum Schutze des
Grundwassers absolut dicht, rissfrei und wurzelfest zu verlegen.

4 Alle Leitungen sind von der Grundeigentiimerschaft regelmassig durchzuspiilen
und zu reinigen.

Diese Bestimmung entspricht dem Abwasserreglement vom 1. Marz 1982. Sie
entspricht nach wie vor den heutigen Stand der Technik. Gemass § 21 Abs. 3
lit. a des Abwasserreglements legt der Stadtrat die baulichen und technischen
Anforderungen an Abwasseranlagen.

Andere Schutzmassnahmen kénnen beispielsweise spezielle Abdichtungsmass-
nahmen sein.

Das Durchspulen und Reinigen von Leitungen gehért zum ordentlichen Unterhalt,
der von der Grundeigentiimerschaft zu leisten ist.

§ 10

Regenfallrohre
! In Regenfallrohre darf nur Meteorwasser abgeleitet werden.

2 Regenfallrohre sind grundsatzlich ohne Geruchsverschluss an Grundleitungen
anzuschliessen.

8 Miinden Regenfallrohre in weniger als 2m Entfernung von Tiren oder Fenstern
bewohnter Raume aus, ist ein wirksamer Geruchverschluss in Form eines Mete-
orwasser-Sinkkastens oder eines Syphons anzubringen.

4 Bei Meteorwasser von Dachflachen sind am Fuss der Regenfallrohre Sinkkas-
ten oder Sammler anzubringen. Diese dirfen die Entliftung der Kanalisation
nicht hindern.

Diese Bestimmung entspricht dem Abwasserreglement vom 1. Mérz 1982. Sie
entspricht nach wie vor den heutigen Stand der Technik. Gemass § 21 Abs. 3
lit. a des Abwasserreglements legt der Stadtrat die baulichen und technischen
Anforderungen an Abwasseranlagen.

Die besonderen Bedingungen fur Regenfallrohre dienen vor allem dazu, Immissi-
onen so weit als moglich zu reduzieren. Der wirksame Geruchverschluss wird
auch heute noch gefordert und ist gerade im stadtischen Umfeld besonders niitz-
lich, um Geruchsimmissionen zu vermeiden.




Entwurf vom 05.09.2022

Erlauterungen

§ 11

Pumpen und Ruckstauverschlusse

1 Aus tiefliegenden R&aumen, die nicht mit natiirlichem Gefalle entwassert werden
kénnen, ist das Abwasser durch Pumpen in die Kanalisation einzuleiten.

2 Pumpendruckleitungen sind Uber die maximale Riickstauhohe des Strassenka-
nals zu fuhren.

3 In die Grundleitungen von Kellerraumen, die Gber dem normalen Kanalwasser-
stand liegen, aber zeitweilig eingestaut werden kénnen, sind Rickstauver-
schliisse einzubauen. An solche Anlagen sind nur die im Rickstau liegenden Ap-
parate anzuschliessen.

4 Fallleitungen aus oberen Stockwerken und Leitungen, die Oberflachenwasser
abflhren, sind nach dem Rickstauverschluss an die Grundleitung anzuschlies-
sen.

5 Einbau und Unterhalt von Vorrichtungen zur Verhinderung des Rickstaues von
Kanalisationen sind Sache der Grundeigentiimerschaft. Sie tragt die Kosten da-
far.

Diese Bestimmung entspricht dem Abwasserreglement vom 1. Mérz 1982. Sie
entspricht nach wie vor den heutigen Stand der Technik. Gemass § 21 Abs. 3
lit. a des Abwasserreglements legt der Stadtrat die baulichen und technischen
Anforderungen an Abwasseranlagen.

Soweit Wasser nicht aufgrund des Gefélles wie gewlinscht abfliesst, muss es mit
Pumpen an den richtigen Ort beférdert werden.

§ 12

Lagerung wassergeféhrdender Stoffe

1 Wassergefahrdende Fliissigkeiten wie Losungsmittel, Ole, Laugen, Séuren so-
wie 6lhaltige Gerate und Abfélle sind in Uberdeckten, geeigneten Wannen zu la-
gern.

2 Die Wannen kodnnen aus Blech, Kunststoff oder Beton sein. Raume mit dichten
Betonbdden und Schwellen, jedoch ohne Bodenlaufe, gelten als Wannen.

8 Tankanlagen sowie Kleintanks und grosse Fasslager sind bewilligungspflichtig.

Diese Bestimmung entspricht dem Abwasserreglement vom 1. Mérz 1982. Sie
entspricht nach wie vor den heutigen Stand der Technik. Gemass § 21 Abs. 3
lit. a des Abwasserreglements legt der Stadtrat die baulichen und technischen
Anforderungen an Abwasseranlagen.

Die Pflicht zum besonderen Umgang bei der Lagerung von wassergefahrdenen
Stoffen ergibt sich aus Art. 6 und Art. 22 Gewasserschutzgesetz. Es gilt zudem
das Merkblatt der Koordination Nordwestschweiz, Landwirtschaft/ Umweltschutz
betr. Wassergefahrdender Stoffe. Der Kanton Aargau ist Mitglied in diesem Koor-
dinationsgeféass. Der Inhalt des Merkblattes wurde hier bertcksichtigt.
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3. Beitrage und Gebuhren (88 31, 35, 40 bis 42 AbwR)

3.1 Erschliessungsbeitrage (8 31 AbwR)

§ 13

Beitragsplan

1 Der Perimeter der zu erschliessenden Grundstiicke gemass Beitragsplan um-
fasst:

a) Abgrenzung des Beitragsgebietes;

b) nachgefihrte Grundlagensituation mit Parzellennummern, Namen der Grundei-
gentimerschaft, Legende;

c¢) Darstellung der unterschiedlichen Beitragsflachen;
d) Abgrenzung der Bauzone, Darstellung der unterschiedlichen Nutzungszonen;

e) spezielle Hinweise wie insbesondere Waldlinien, Bauverbotsflachen oder In-
halte gemass Sondernutzungsplanen.

2 Der Verteilschlussel der Kosten auf diese Grundstiicke beinhaltet:
a) Kostenberechnung;

b) Grundsatze der Kostenverlegung;

c¢) Tatsachliche Aufteilung der Kosten gemass den Grundsatzen;

d) administrative Hinweise wie insbesondere definitive Berechnung, Félligkeit und
Zahlungsfristen.

8 Die von der jeweiligen Grundeigentiimerschaft zu leisteten Erschliessungsbei-
trage bestimmen sich anhand der Aufteilung der Kosten geméass Verteilschlissel
sowie der Aufteilung der Vor- und Nachteile unter den zu erschliessenden Grund-
stiicken.

Der unabdingbare Inhalt eines Beitragsplanes ergeht aus § 31 Abwasserregle-
ment. Gemass 8§ 31 Abs. 4 Abwasserreglement kann der Stadtrat weitere inhaltli-
che Vorgaben machen.

Ublicherweise werden die Erschliessungsbeitrdge in einem Beitragsplan festge-
legt. Der Inhalt des Beitragsplanes muss so ausgestaltet sein, dass der Beitrags-
plan Verfugungscharakter hat und im Rechtsmittelverfahren angefochten werden
kann. Bei der Aufteilung der Vor- und Nachteile im Sinne des Verteilschlussels
unter den Grundeigentiimerschaften nimmt der Stadtrat angemessen Ruicksicht
auf die Grosse und Lage des Grundstiickes sowie die im Zeitpunkt der Auflage
des Beitragsplanes zulédssige Nutzung gemass Bau- und Nutzungsordnung.
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§ 14

Erschliessungsvertrag

1 Wird der Beitrag mit Erschliessungsvertrag festgelegt, kénnen fir die Beitrags-
bemessung weitere Elemente bertcksichtigt werden.

Der Erschliessungsvertrag ist eine andere Methode zur Festsetzung von Beitra-
gen und Gebiihren. Diese berechnen sich grundséatzlich gleich, wie wenn die
Festsetzung im Beitragsplan erfolgt. Im Erschliessungsvertrag durfen keine Ver-
glnstigungen vereinbart werden. Fiir die EinrAumung von Vorteilen, die sich auf
die Hohe der Beitrage und Gebuiihren auswirken, fehlt eine gesetzliche Grund-
lage. Im Ubrigen gilt § 37 des Gesetzes iiber Raumentwicklung und Bauwesen
(Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 (SAR 713.100). Weitere Elemente, die
im Erschliessungsvertrag berucksichtigt werden dirfen, sind beispielsweise be-
sondere Belastungen auf dem Grundstlick (z.B. éffentliche Wegrechte oder Brun-
nen), die Félligkeit oder auch eine Vereinbarung uber die Ratenzahlung.

3.2 Anschlussgebihren (8§ 35 AbwR)

§ 15

Bemessung der Anschlussgebiihr
1 Der Quadratmeterpreis betragt:

a) fur die in die Kanalisation entwéasserten Flachen Fr.19.-;

b) fur die anrechenbare Geschossflache geméss Bauverordnung (BauV) Fr.10.-;
c) fur die gewerblich und industrielle Produktions- und Lagerflachen Fr.5.-.

2 Als in die Kanalisation entwéasserte Flachen gelten die aus der Vogelperspek-
tive auf dem Grundstiick ersichtlichen Flachen, die nicht nachweislich anders
entwassern. Es wird unterschieden zwischen:

a) Dach inert, Hartbelag, Pflastersteine mit Fugenverguss, Abflussbeiwert 1.0;

b) Flachdach mit Kies, Abflussbeiwert 0.8;

c) Kiesplatz, Pflastersteine mit offenen oder Splittfugen, Sickerbelag, Abflussbei-
wert 0.6;

d) Flachdach begriint, Abflussbeiwert 0.4;

Gemass § 35 Abs. 2 des Abwasserreglements bestimmt der Stadtrat den Quad-
ratmeterpreis innerhalb des vorgegebenen Rahmens. Die Abstufung der Preise
orientiert sich an der voraussichtlichen Abwassermenge der einzelnen Flachen.
So ist beispielsweise bei Lagerflachen sehr wenig Abwasser zu erwarten, wohin-
gegen bei Geschossflachen aufgrund der Nutzung etwas mehr Abwasser anfal-
len wird.

Grundsatzlich werden fir die Anschlussgebihr nur jene Flachen bertcksichtigt,
die auch in die Kanalisation entwéssern. Dabei sind die Oberflache und die Ver-
sickerungsfahigkeit massgebend. Fir jede Flachenart wird ein sogenannter Ab-
flussbeiwert beriicksichtigt, mit dem die Flache multipliziert wird. Damit wird dem
Verursacherprinzip besser Rechnung getragen, als wenn nur die Flache alleine
ausschlaggebend ware.

Die Unterscheidung der Oberflachenarten entspricht dem aktuellen Stand der
Technik. Oberflachen von Gewassern und Teichen werden nicht berticksichtigt,
weil diese nicht an die Kanalisation angeschlossen sind. Pools oder Bassins wer-
den hingegen berilcksichtigt, weil diese i.d.R. Uber die Baute oder Anlage mit der
Kanalisation verbunden sind.
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e) Sicker- und Rasengittersteine, Abflussbeiwert 0.6;

f) Garten, Wiese, Acker, Wald, Abflussbeiwert 0.0.

8 Fur stark verschmutztes Abwasser, das die Abwasseranlagen starker bean-
sprucht als Ublich, oder fur ausserordentlich grossen oder stossweisen Wasser-
anfall wird nach Massgabe der zuséatzlichen Beanspruchung ein Zuschlag auf die
ermittelte Gebuhr wie folgt erhoben:

a) 20% fur eine geringfligig starkere Belastung;

b) 30% fur eine mittelmassig starkere Belastung;

c) 40% flr eine hohe starkere Belastung;

d) 50% fur eine ausserordentlich hohe starkere Belastung.

Gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung verlangt das Verursacherprinzip
auch die Beriicksichtigung des Wasseranfalls sowie des Verschmutzungsgrades
(Urteil des Verwaltungsgerichtes vom 23. Februar 2016, WBE.2015.187,
E.3.3.2). Die Abstufung in 10%-Schritten macht die Zuschlagsbemessung fiir die
Grundeigentimerschaft und die Behtrden absehbar. Der Zuschlag fur den Ver-
schmutzungsgrad erfolgt auf die nach den tblichen Regelungen ermittelte Ge-
bahr. Die Mehrwertsteuer ist anschliessend auf den Gesamtbetrag (ordentliche
Gebuhr + Zuschlag) zu entrichten.

Die starkere Belastung ist

- gering, wenn die Abwasseranlagen keine weiteren Massnahmen benétigen,
um den Verschmutzungsgrad zu bewadltigen;

- mittelméssig, wenn die Abwasseranlagen fur kurze Zeit Massnahmen zur Be-
waltigung des Verschmutzungsgrades ergreifen missen (Beispielsweise zu-
fugen von Wasser zur Verdiinnung);

- hoch, wenn die Abwasseranlagen fur eine langere Zeit Massnahmen zur Be-
waltigung des Verschmutzungsgrades ergreifen missen und eine zuséatzliche
Kontrolle der Wirksamkeit der Massnahmen notwendig ist (Beispielsweise
Verdinnung, Einfarbung und Kontrollmessungen und Analyse von Wasser-
proben);

- ausserordentlich, wenn die Abwasseranlagen wegen der zusatzlichen Ver-
schmutzung den ordentlichen Betrieb unterbrechen missen.

3.3 Benitzungsgebihren (88 40 bis 42 AbwR)

§ 16

Bemessung der Grundgebihr

1 Der Quadratmeterpreis betragt fur die in die Kanalisation entwasserten Flachen
Fr.1.50.

2 Als in die Kanalisation entwasserte Flachen gelten die aus der Vogelperspek-
tive auf dem Grundstiick ersichtlichen Flachen, die nicht nachweislich anders
entwassern. Es wird unterschieden zwischen:

Gemass § 40 Abs. 3 des Abwasserreglements bestimmt der Stadtrat den Quad-
ratmeterpreis innerhalb des vorgegebenen Rahmens.
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a) Dach inert, Hartbelag, Pflastersteine mit Fugenverguss, Abflussbeiwert 1.0;
b) Flachdach mit Kies, Abflussbeiwert 0.8;

c) Kiesplatz, Pflastersteine mit offenen oder Splittfugen, Sickerbelag, Abflussbei-
wert 0.6;

d) Flachdach begriint, Abflussbeiwert 0.4;

e) Sicker- und Rasengittersteine, Abflussbeiwert 0.6;

f) Garten, Wiese, Acker, Wald, Abflussbeiwert 0.0.

3 Fur ausserordentlich grossen oder stossweisen Wasseranfall erhebt das Stadt-
bauamt einen Zuschlag auf die genannten Quadratmeterpreise dieser Verord-
nung von 10%. In ausserordentlichen Fallen kann der Stadtrat diesen Zuschlag
angemessen erhohen.

4 Wird Regenwasser gesammelt und der Kanalisation zugefiihrt, erhebt der

Stadtrat nach Massgabe des Verschmutzungsgrades des Regenwassers einen
Zuschlag auf die ermittelte Gebuhr wie folgt:

a) 20% fur eine geringfugige Verschmutzung;
b) 30% fur eine mittelmassige Verschmutzung;
c) 40% fur eine starke Verschmutzung;

d) 50% fur eine ausserordentlich starke Verschmutzung.

Grundsatzlich werden nur jene Flachen berucksichtigt, die auch in die Kanalisa-
tion entwassern. Es sind dies Flachen, deren Abwasser der Kanalisation zuge-
fuhrt wird. Irrelevant fur die Grundgebuhr ist der Wasserverbrauch im Geb&ude
resp. der Abwasseranfall im Gebéaude. Dies wird tber die Verbrauchsgebihr mit
der Bepreisung des Frischwasserverbrauches abgegolten. Bei den entwésserten
Flachen sind die Oberflache und die Versickerungsfahigkeit massgebend. Des-
halb wird fur jede Flachenart ein sogenannter Abflussbeiwert beriicksichtigt, mit
dem die Flache multipliziert wird. Damit wird dem Verursacherprinzip besser
Rechnung getragen, als wenn nur die Flache alleine ausschlaggebend ware. Die
Unterscheidung der Oberflachenarten entspricht dem aktuellen Stand der Tech-
nik. Oberflachen von Gewassern und Teichen werden nicht bertcksichtigt, weil
diese nicht an die Kanalisation angeschlossen sind. In diesem Sinne speichern
sie das Abwasser und entwassern nicht in die Kanalisation. Pools oder Bassins
werden hingegen bertcksichtigt, weil diese i.d.R. Uber die Baute oder Anlage mit
der Kanalisation verbunden sind. Hinzu kommt, dass zumindest im Winterhalb-
jahr die Pools uberdeckt sind und somit keinerlei Versickerungsfahigkeit aufwei-
sen.

Gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung verlangt das Verursacherprinzip
auch die Berucksichtigung des Wasseranfalls sowie des Verschmutzungsgrades
(Urteil des Verwaltungsgerichtes vom 23. Februar 2016, WBE.2015.187,
E.3.3.2). Die Abstufung in 10%-Schritten macht die Zuschlagsbemessung fur die
Grundeigentimerschaft und die Behdrden absehbar. Der Zuschlag erfolgt auf die
nach den tblichen Regelungen ermittelte Gebuhr. Die Mehrwertsteuer ist an-
schliessend auf den Gesamtbetrag (ordentliche Geblhr + Zuschlag) zu entrich-
ten.

Der Verschmutzungsgrad des Regenwassers ist von der Grundeigentimerschaft

darzulegen. Die Verschmutzung ist:

- gering, wenn das Regenwasser nur gefasst und zu keinen anderen Zwecken
genutzt wird;

- mittelméssig, wenn gefasstes Regenwasser aufgrund einer Nutzung leicht
verschmutzt ist (z.B. zur Verwendung als Kiihlwasser);

- stark, wenn das gefasste Regenwasser aufgrund einer Nutzung stark ver-
schmutzt ist (z.B. zur Verwendung als Reinigungswasser)

- ausserordentlich stark, wenn gefasstes und genutztes Regenwasser wie ver-
schmutztes Abwasser zu behandeln ist.
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§ 17

Bemessung Verbrauchsgebihr

1 Far die Verbrauchsgebuihr betragt der Preis pro m3 Trinkwasser Fr.0.65.

4. Schlussbestimmungen

§ 18

Inkrafttreten

! Diese Verordnung tritt auf xx.xx.xxxx in Kraft.

Gemass § 46 Abs. 3 des Abwasserreglements legt der Stadtrat den Preis pro m3
Frischwasserverbrauch fest. Er halt sich an den vorgegebenen Rahmen von
Fr.0.65 bis Fr. 1.40.

Der Stadtrat hat den Preis pro m?3 letztmals auf Fr.0.65 festgelegt. Dabei orien-
tierte sich der Stadtrat an Kostenanteil der Stadt Aarau an den Bau und Betrieb
der Abwasserreinigungsanlage Aarau und Umgebung. Die gestitzt auf diesen
Preis eingehenden Geblhren entsprechen in etwa dem Kostenanteil der Stadt an
die Abwasserreinigungsanlage Aarau und Umgebung. Aktuell ist daher keine Er-
héhung angezeigt. Sobald dieser Kostenanteil massgeblich steigt, kann eine Er-
héhung des Preises angezeigt sein. Sollte dies der Fall sein, muss der Stadtrat
die Verordnung anpassen.

Der Zeitpunkt der Inkraftsetzung hangt massgeblich vom Zeitpunkt der Verab-
schiedung des Abwasserreglements durch den Einwohnerrat ab.

Auf die Regelung von Ubergangsrecht wird verzichtet. Das neue Recht gilt fiir
Alle Grundeigentiimerschaften ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens.

Keine Fremdéanderungen.
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Der Erlass SRS 7.5-2 (Erganzende Richtlinien tiber Ausmass und technische
Ausfiihrung von Kanalisations- und Abwasseranlagen vom 20. Mérz 1995) wird
aufgehoben.

V.

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung unter
Ziff. I und der Aufhebung unter Ziff.111.

XX.yy.zzzz, Aarau

Der Stadtprasident
Hanspeter Hilfiker

Der Stadtschreiber
Daniel Roth




